
S t a d t    R h e i n e 
Die Bürgermeisterin 
Fachbereich 7 - Interner Service 
 
 

Vorlage Nr. 317/07 
 
 

Betreff: 
 

2. Änderung der Zuständigkeitsordnung für den Rat und die 
Ausschüsse der Stadt Rheine 

  
Status: öffentlich 

 

Beratungsfolge 
Stadtentwicklungsaus-
schuss "Planung und Um-
welt" 

15.08.2007 Berichterstattung 
durch: 

Herrn Kuhlmann 
Herrn Schröer 

 Abstimmungsergebnis    

TOP einst. mehrh. ja nein Enth. z. K. vertagt verwiesen an: 

         
Rat der Stadt Rheine 04.09.2007 Berichterstattung 

durch: 
Herrn Dewenter 
Frau Dr. Kordfelder 
Herrn Kuhlmann 

 Abstimmungsergebnis    

TOP einst. mehrh. ja nein Enth. z. K. vertagt verwiesen an: 

         

Betroffene Produkte 
01 Politische Gremien, Verwaltungsführung, Presse- und Öffentlichkeitsarbeit 
 
Finanzielle Auswirkungen 
 

 Ja  Nein 

 Finanzierung  Ergänzende Darstellung 
Gesamtkosten 
der Maßnahme 

 
 
 

      € 

Objektbezogene 
Einnahmen 

(Zuschüsse/Beiträge) 

 
      € 

Eigenanteil 
 
 

 
      € 

Jährliche Folgekosten 
 

 keine 

 
      € 

(Kosten, Folgekosten, Finanzierung, 
haushaltsmäßige Abwicklung, Risiken, 
über- und außerplanmäßige Mittelbereit- 
stellung sowie Deckungsvorschläge) 

siehe Ziffer       der 
Begründung 

Die für die o. g. Maßnahme erforderlichen Haushaltsmittel stehen 

 beim Produkt/Projekt       in Höhe von       € zur Verfügung. 

 in Höhe von       nicht zur Verfügung. 
 

mittelstandsrelevante Vorschrift 

 Ja  Nein 
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Vorlage Nr. 317/07 
 
Beschlussvorschlag/Empfehlung: 
  
Der Stadtentwicklungsausschuss „Planung und Umwelt“ empfiehlt dem Rat, fol-
genden Beschluss zu fassen: 
 
Der Rat der Stadt beschließt die als Anlage beigefügte 2. Änderung der Zustän-
digkeitsordnung für den Rat und die Ausschüsse der Stadt Rheine (Neufassung). 
 
 
Begründung: 
  
Mit Verfügung vom 3. Mai 2007 wurde u. a. auch die Stadt Rheine von der Be-
zirksregierung Münster, Dezernat 35 (Städtebau), über ein aktuelles Urteil des 
OVG Münster vom 14. Februar 2007 zum Abwägungsgebot im Rahmen des § 1 
Abs. 7 BauGB im Bauleitplanverfahren informiert. Dieses Urteil macht grundsätz-
liche Ausführungen zur Beachtung von Belangen, die bereits vor der Offenlegung 
von Bauleitplänen vorgetragen wurden. 
 
Im dem vom OVG entschiedenen Fall hat der Rat einer Gemeinde in seiner Ab-
wägungsentscheidung die Belange eines Antragstellers sowie die übrigen vor der 
Offenlegung – also zur „vorgezogenen“ bzw. „frühzeitigen“ Beteiligung - einge-
gangenen Einwendungen, nicht berücksichtigt. Über diese Belange hatte viel-
mehr – wie auch in Rheine praktiziert - ausschließlich der Ausschuss für Stadt-
entwicklung befunden.  
Der Rat dieser Gemeinde hat im Zusammenhang mit dem Satzungsbeschluss nur 
noch über die zusätzlichen, während der „förmlichen“ Offenlegung des Planent-
wurfs eingegangenen Einwendungen entschieden; nur diese sind ihm mit der Sit-
zungsvorlage auch zur Kenntnis gebracht worden. 
 
„Damit ist der Rat seiner Pflicht, im Zeitpunkt des Satzungsbeschlusses eine voll-
ständige Erfassung, Bewertung und Abwägung aller von der Planung betroffenen 
Belange vorzunehmen, aus zwei Gründen nicht gerecht geworden. Zum einen hat 
er einen Teil der Abwägung einem hierzu bundesrechtlich nicht berufenen Organ 
überlassen (Anm.: dem Ausschuss); zum anderen hat die Abwägung … zeitlich 
gestaffelt stattgefunden, so dass die im Rahmen der frühzeitigen Bürgerbeteili-
gung vorgetragenen Einwendungen und die im Laufe der Offenlegung abgegebe-
nen Stellungnahmen nicht zu dem allein maßgeblichen Zeitpunkt des Satzungs-
beschlusses gegeneinander abgewogen werden konnten.“ (Auszug aus der Ur-
teilsbegründung) 
 
Diese für die Abwägung in Bauleitplanverfahren maßgebliche Entscheidung des 
Gerichts (Anm.: Rechtswidrigkeit wegen Abwägungsausfall) muss nunmehr zwin-
gend Beachtung finden.  
 
Daher ist zunächst die bestehende Zuständigkeitsordnung für den Rat und die 
Ausschüsse der Stadt Rheine zu ändern, denn in der bisherigen Fassung obliegt 
die Entscheidung über das Ergebnis der Beteiligung  nach §§ 3 (1) und 4 (1) 
BauGB sowie nach § 3 (2) BauGB dem Stadtentwicklungsausschuss „Planung und 
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Umwelt. Diese Entscheidungen sind aber nach dem v. g. OVG-Urteil dem Rat 
verpflichtend vorbehalten (Änderung siehe Anlage - Neufassung). 
 
Künftig wird die Verwaltung den Vorlagen über die abschließenden Beschlüssen 
im Bauleitplanverfahren (Feststellungsbeschluss beim Flächennutzungsplan und 
Satzungsbeschluss beim Bebauungsplan) die bereits vor der Offenlegung gefass-
ten Abwägungsbeschlüsse als PDF-Datei zur Beachtung durch den Rat beifügen. 
 
Auch die bisherigen Bestätigungsbeschlüsse des Rates im Rahmen der „Abwä-
gungs- und Satzungs-/Feststellungsbeschlüsse“ bedürfen einer Modifikation. 
 
Bisherige Fassung: 
 
Überschrift:  
Bestätigung der Beschlüsse des Stadtentwicklungsausschusses „Planung und 
Umwelt“; 
 
„Der Rat der Stadt Rheine nimmt die Beschlüsse des Stadtentwicklungsausschus-
ses „Planung und Umwelt“ zu den während der Beteiligungen gemäß § 3 Abs. 2 
BauGB und § 4 Abs. 2 BauGB eingegangenen abwägungsrelevanten Stellung-
nahmen zur Kenntnis und bestätigt diese.“ 
 
Künftige Fassung: 
 
Überschrift:  
Beschluss über die Abwägungsempfehlungen des Stadtentwicklungsausschusses 
„Planung und Umwelt“; 
 
„Der Rat der Stadt Rheine nimmt die Empfehlungen des Stadtentwick-
lungsausschusses „Planung und Umwelt“ zu den während der Beteiligungen ge-
mäß § 3 Abs. 1 (s. Vorlage Nr. …/…) und § 3 Abs. 2 BauGB sowie § 4 Abs. 1 (s. 
Vorlage Nr. …/…) und § 4 Abs. 2 BauGB eingegangenen abwägungsrelevanten 
Stellungnahmen zur Kenntnis und beschließt diese. Er nimmt hiermit – zum allein 
maßgebenden Zeitpunkt des Satzungsbeschlusses – die vollständige Erfassung, 
Bewertung und gerechte Abwägung aller von der Planung betroffenen Belange 
vor.“ 
 
 
 
Anlage: 
 
2. Änderung der Zuständigkeitsordnung für den Rat und die Ausschüsse der 
Stadt Rheine 
 


